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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. VO (EU) Nr. 528/2012: In situ generierter Stickstoff als Biozidprodukt 
Urteil vom 10.11.2022, Az: I ZR 16/22  

2. ZPO: Fehlende qualifizierte elektronische Signatur  
Beschluss vom 19.01.2023, Az: V ZB 28/22  

3. WEG: Beschlussmängelklage nach dem 30.11.2020 
Urteil vom 13.01.2023, Az: V ZR 43/22  

4. ZPO: Rechtskraft einer Klageabweisung als derzeit unbegründet  
Urteil vom 09.12.2022, Az: V ZR 72/21  

5. BGB: Verletzung des Wirtschaftlichkeitsgebots durch den Vermieter 
Urteil vom 25.01.2023, Az: VIII ZR 230/21  

6. BGB: Formelle Anforderungen an Mieterhöhungserklärung 
Urteil vom 25.01.2023, Az: VIII ZR 29/22  

7. PatG, ZPO: Erschöpfung des Rechts durch convenant not to sue 
Urteil vom 24.01.2023, Az: X ZR 123/20  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. VO (EU) Nr. 528/2012: In situ generierter Stickstoff als Biozidprodukt 

Urteil vom 10.11.2022, Az: I ZR 16/22 
In situ generierter Stickstoff, mit dem Schadorganismen bekämpft werden, ist ein Bio-
zidprodukt im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 
über die Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozidprodukten. 
 

  
2. ZPO: Fehlende qualifizierte elektronische Signatur  

Beschluss vom 19.01.2023, Az: V ZB 28/22 
ZPO § 130a Abs. 3 

Die qualifizierte elektronische Signatur der als Anlage zur Berufungsschrift übersand-
ten Abschrift des angefochtenen Urteils ersetzt nicht die qualifizierte elektronische 
Signatur der über das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach übersandten 
Berufungsschrift. 

ZPO § 130a Abs. 6 , § 233 Satz 1 B , Gc 
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Ist eine nicht auf dem sicheren Übermittlungsweg bei Gericht eingereichte Berufung 
nicht mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen, ist das Berufungsge-
richt - entsprechend den Grundsätzen über das Fehlen der Unterschrift - lediglich im 
Rahmen des ordnungsgemäßen Geschäftsgangs verpflichtet, die Partei darauf hinzu-
weisen und ihr gegebenenfalls Gelegenheit zu geben, den Fehler vor Ablauf der Beru-
fungsfrist zu beheben. § 130a Abs. 6 ZPO gilt für Signaturfehler nicht. 
 

  
3. WEG: Beschlussmängelklage nach dem 30.11.2020 

Urteil vom 13.01.2023, Az: V ZR 43/22 
WEG § 44 Abs. 1 Satz 1 

a) Auch nach Inkrafttreten des Wohnungseigentumsmodernisierungsgesetzes am 1. 
Dezember 2020 haben Anfechtungs- und Nichtigkeitsklage denselben Streitgegen-
stand; einzelne Beschlussmängel sind nur Teile des einheitlichen Streitgegenstands. 
 
b) Eine auf einzelne Anfechtungs- und Nichtigkeitsgründe beschränkte Rechtsmittel-
zulassung kommt jedenfalls dann nicht in Betracht, wenn sich die geltend gemachten 
Anfechtungs- und Nichtigkeitsgründe in tatsächlicher Hinsicht nicht voneinander tren-
nen lassen. 
  
WEG § 44 Abs. 1 Satz 1 , Abs. 2 Satz 1 , § 45 ; ZPO §§ 233 ff. 

a) Werden in einer nach dem 30. November 2020 bei Gericht eingegangenen Be-
schlussmängelklage entgegen § 44 Abs. 2 Satz 1 WEG die übrigen Wohnungseigentü-
mer als Beklagte bezeichnet, kann die Klage nur dann als gegen die Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer gerichtet zu verstehen sein, wenn sich ein entsprechender Wille 
zweifelsfrei aus dem übrigen Inhalt der Klageschrift ergibt. Für eine solche Annahme 
genügt nicht bereits die Nennung des Verwalters im Anschluss an die Parteibezeich-
nung. 
 
b) Eine Beschlussanfechtungsklage, die nach dem 30. November 2020 eingeht und ge-
gen die übrigen Wohnungseigentümer gerichtet ist, wahrt die Klagefrist gemäß § 45 
Satz 1 WEG nicht; eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gemäß § 45 Satz 2 
WEG i.V.m. §§ 233 ff. ZPO kommt bei einer anwaltlich vertretenen Partei nicht in 
Betracht (Abgrenzung zu Senat, Urteil vom 6. November 2009 - V ZR 73/09 , NJW 
2010, 446). 
 

  
4. ZPO: Rechtskraft einer Klageabweisung als derzeit unbegründet  

Urteil vom 09.12.2022, Az: V ZR 72/21 
Die Rechtskraft eines Urteils, mit dem eine Klage wegen des fehlenden Eintritts von 
aufschiebenden Bedingungen als derzeit unbegründet abgewiesen wird, umfasst auch 
die Gründe des Urteils, wenn in ihnen die übrigen Anspruchsvoraussetzungen positiv 
festgestellt bzw. bejaht worden sind. Ist dies der Fall, kann die Klage im Folgeprozess 
nicht mit der Begründung abgewiesen werden, der Anspruch habe bereits im Zeitpunkt 
der letzten mündlichen Verhandlung im Vorprozess aus anderen Gründen als denen 
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des fehlenden Eintritts der aufschiebenden Bedingungen nicht bestanden (im An-
schluss an BGH, Urteil vom 9. Juni 2022 - III ZR 24/21 , NJW 2022, 2754 Rn. 17 ff.). 
 

  
5. BGB: Verletzung des Wirtschaftlichkeitsgebots durch den Vermieter 

Urteil vom 25.01.2023, Az: VIII ZR 230/21 
a) Wurde ein die Betriebskosten auslösender Dienstleistungsvertrag bereits vor Ab-
schluss des Wohnraummietvertrags geschlossen, kann eine mögliche Verletzung des 
Wirtschaftlichkeitsgebots als Nebenpflicht des Vermieters schon wegen einer zu die-
sem Zeitpunkt noch nicht bestehenden mietvertraglichen Rücksichtnahmepflicht nicht 
in der Eingehung dieser Verbindlichkeit gesehen werden. Vielmehr kommt eine Ver-
letzung des Wirtschaftlichkeitsgebots nur in Betracht, soweit dem Vermieter - im Falle 
eines nicht angemessenen Kosten-Nutzen-Verhältnisses - eine Korrektur der zu über-
höhten Kosten führenden Maßnahme während des Mietverhältnisses - beispielsweise 
durch Kündigung eines Vertrags mit ungünstigen Bedingungen - möglich und wirt-
schaftlich zumutbar gewesen wäre und er diese Möglichkeit nicht ergriffen hat (im 
Anschluss an Senatsurteil vom 28. November 2007 - VIII ZR 243/06 , NJW 2008, 440 
Rn. 15). 
 
b) Aus der Einordnung des Wirtschaftlichkeitsgebots als vertragliche Nebenpflicht des 
Vermieters folgt nach allgemeinen Grundsätzen, dass der Mieter, der wegen einer sol-
chen Pflichtverletzung Ansprüche erhebt, die Darlegungs- und Beweislast für ein 
pflichtwidriges Verhalten des Vermieters trägt (im Anschluss an Senatsurteile vom 6. 
Juli 2011 - VIII ZR 340/10 , NJW 2011, 3028 Rn. 16; vom 5. Oktober 2022 - VIII ZR 
117/21 , NJW-RR 2022, 1593 Rn. 36). 
 

  
6. BGB: Formelle Anforderungen an Mieterhöhungserklärung 

Urteil vom 25.01.2023, Az: VIII ZR 29/22 
Zu den formellen Anforderungen an eine Mieterhöhungserklärung nach der Durchfüh-
rung von Modernisierungsmaßnahmen gemäß § 559b BGB (im Anschluss an Senats-
urteil vom 20. Juli 2022 - VIII ZR 361/21 , NJW-RR 2022, 1455). 
 

  
7. PatG, ZPO: Erschöpfung des Rechts durch convenant not to sue 

Urteil vom 24.01.2023, Az: X ZR 123/20 
Im Rechtsstreit über eine Patentverletzung kann von der in Anspruch genommenen 
Partei grundsätzlich verlangt werden, dass sie auf Vortrag des Gegners zu den techni-
schen Eigenschaften der angegriffenen Ausführungsform konkret erwidert. 

a) Die Frage, ob und inwieweit Rechte aus einem Patent durch das Inverkehrbringen 
von Erzeugnissen erschöpft sind, ist nach dem Recht des Schutzlands zu beurteilen 
(Ergänzung zu BGH, Urteil vom 22. Februar 2022 - X ZR 103/19 , GRUR 2022, 1209 
Rn. 42 - Bakterienkultivierung). 
 
b) Ein covenant not to sue führt in der Regel zur Erschöpfung der Rechte im Hinblick 
auf Erzeugnisse, die auf dieser Grundlage in Verkehr gebracht werden. 
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c) Für die Frage, ob ein covenant to be sued last zur Erschöpfung führt, ist insbeson-
dere von Bedeutung, ob der Vertragspartner bei dem üblicherweise zu erwartenden 
Verlauf befürchten muss, von der Patentinhaberin wegen Verletzung des Patents in 
Anspruch genommen zu werden. 
 
d) Die Zustimmung zum Inverkehrbringen eines Erzeugnisses kann als Zustimmung 
zum Inverkehrbringen einer damit ausgestatteten größeren Vorrichtung zu werten sein, 
wenn dies die wirtschaftlich allein sinnvolle Verwendung darstellt. 
 
e) Die Zustimmung zum Inverkehrbringen eines Erzeugnisses kann zur Erschöpfung 
der Rechte bezüglich einer damit ausgestatteten größeren Vorrichtung führen, wenn 
alle im Patent definierten Eigenschaften und Funktionen durch das von der Zustim-
mung gedeckte Erzeugnis verwirklicht werden und den übrigen Bestandteilen der grö-
ßeren Vorrichtung insoweit keine Bedeutung zukommt. 
 
  

 

 


